
4

Schweiz Donnerstag, 19. Dezember 2024

Zusatzversicherte bleiben auf ihren Spitalrechnungen sitzen
Nicht alle Ärzte und Spitäler haben neue Verträgemit denKrankenkassen abgeschlossen.Mit Folgen für die Zusatzversicherten.

AnnaWanner undDoris Kleck

Ab 2025 gilt es ernst: Kranken-
kassen dürfen Leistungen im
BereichderZusatzversicherung
nur noch dann finanzieren,
wenn die zusätzlichen Kosten
auchnachvollziehbarund trans-
parent sind.DieKrankenkassen
erhielten diese Vorgabe 2020
von der Finanzmarktaufsicht
(Finma).

DieVorgabekannungemüt-
licheFolgen fürprivat- undhalb-
privat versicherte Personen ha-
ben: Ab Januar könnten Privat-
patientenaufeinemgrossenTeil
der Spitalrechnung sitzen blei-
ben.Fehlt eine transparenteund
nachvollziehbare Abrechnung
derZusatzkosten,mussderVer-
sicherte diese teilweise oder
vollständig selbst zahlen.

Was ist passiert? Nach dem
EingreifenderFinmahabensich
dieKrankenkassenunterderFe-
derführung des Schweizeri-
schen Versicherungsverbandes
(SVV) eigene Regeln auferlegt,
umdasGeschäftmitZusatzver-
sicherungen zu retten. Elf
Grundsätze wurden erarbeitet,
die seit 2022 gültig sind und in
die neu verhandelten Verträge
mit den Spitälern und Ärzten
einfliessen sollten.DieBranche

gab sich eineÜbergangsfrist bis
Ende 2024.

Der Versicherungsverband
schreibt von«intensivenBemü-
hungen», die neuen Vorgaben
umzusetzen.Rund1700Verträ-
ge wurden neu verhandelt und
den Anforderungen angepasst.
Doch fällt somanchenSpitälern
die neue Ordnung schwer. Der
Versicherungsverband schätzt,

dass immer noch 20bis 30Pro-
zent der Ärzte und Spitäler in
einem vertragslosen Zustand
schweben.DochdieRegeln sind
ab 2025 klar: Ohne konformen
VertragkönnenMehrleistungen
nur noch beschränkt vergütet
werden.

Klar ist: Die Krankenkassen
sind bemüht, ungeregelte Ver-
tragsverhältnisse zu beseitigen,

umdieVersichertennichtzuver-
ärgern. Darum gehen die Ver-
handlungenweiter.«Wirsindauf
Kurs», sagt Beni Meier von der
KPT, «aber wir brauchen in der
RomandiemehrZeit.»Auchbei
der Helsana heisst es, man ver-
handlemitHochdruck.DochDa-
niela Zimmermann-Fehr, Leite-
rinEinkaufbei derHelsana, ver-
hehlt nicht, dass es ab Januar

mehr vertragslose Zustände ge-
ben kann als heute. «Das ist un-
schön für unsere Versicherten,
diePrämien für einenMehrwert
bezahlen», sagt Zimmermann-
Fehr. Manchmal sei jedoch ein
vorübergehender vertragsloser
Zustand besser, um preisliche
Forderungen durchsetzen zu
können. Bei der GroupeMutuel
sind Stand jetzt von rund 140
VertragssituationenmitKliniken
und Spitälern zwei Verhandlun-
gen für 2025 gescheitert, und in
einem Fall läuft ein Vertrag aus.
«Dazu befinden wir uns in rund
einemDutzend noch offener Si-
tuationen», sagt SprecherinLisa
Flückiger.

Besonders herausfordernd
ist die Situation in der Genfer-
seeregion. Denn in den Kanto-
nenWaadtundGenf sindBeleg-
ärzte in kantonalen Verbänden
zusammengeschlossen.DieTa-
rifverhandlungen laufen über
diese mächtigen Ärztegesell-
schaften, das macht es kompli-
zierter.

WiesichZusatzversicherte
schützenkönnen
UmPrivatpatienteneinenange-
nehmen Spitalaufenthalt ohne
böseÜberraschungenzuermög-
lichen, rät der Verband, sich

frühzeitig an die eigene Kran-
kenkasse zuwenden. Dort kön-
nenKundinnenundKundenan-
fragen, ob ein Spital beispiels-
weise auf einer schwarzenListe
steht,weil es keinenVertragmit
der Krankenkasse abgeschlos-
senhat.Nur so kannderBetrof-
fene herausfinden, ob die ge-
plante Behandlung oder der
Aufenthalt im Spital gedeckt ist
– oder ob er ein anderes Spital
wählensollte.VerschiedeneVer-
sicherer publizieren schon heu-
te solche Negativlisten online –
und sie geben, wenn immer
möglich, alternativeSpitäler an.

Zimmermann-Fehr betont,
dass die medizinische Versor-
gung nicht betroffen sei. Diese
ist überdieobligatorischeKran-
kenversicherung gewährleistet.

Auch wenn es vorab nicht
denAnscheinmacht –dieFinma
handelt imSinnederZusatzver-
sicherten: Ihre Prämiengelder
wurden zuweilen zweckent-
fremdet, Leistungen doppelt
verrechnet oder Behandlungen
schlicht zu hoch veranschlagt.
Das ist rechtswidrig. Die Finma
verlangte darum, die Mehrkos-
ten in Abgrenzung zu den übli-
chen Leistungen der obligatori-
schen Grundversicherung klar
auszuweisen.

Reiche Rentner profitieren am meisten
Nach langemGeknorze hat sich das Parlament auf einen Kompromiss zur Abschaffung des Eigenmietwerts geeinigt.

Michael Graber

Vielleicht gab Peter Reber den
Ausschlag. Der Berner Lieder-
macher hatte amMontagabend
im Bundeshaus beim traditio-
nellen Essen der parlamentari-
schen Gruppe «Wohn- und
Grundeigentum»einenAuftritt
mit seiner Tochter. Dort, so
steht es zumindest in den sozia-
lenMedien, habeReber sichdie
Abschaffung des Eigenmiet-
werts gewünscht. Und im Ad-
vent darf man sich ja auch mal
waswünschen.

DerWunsch vonReber ging
jedenfalls inErfüllung.AmMitt-
woch haben sich National- und
Ständerat nach langem Ringen
auf eine gemeinsame Variante
geeinigt.DerEigenmietwert soll
sowohl bei Erst- wie Zweitwoh-
nungen abgeschafft werden,
und Schuldzinsen könnennicht
mehr generell abgezogen wer-
den.Konkret fallenetwadieAb-
züge für Personen oder Fami-
lien, die ausschliesslich über
selbstbewohnte Immobilien
verfügen, komplett weg.

FürdasGrosderBesitzer
ändert sichkaumetwas
Damit scheint es tatsächlich
möglich, dass nach siebenjähri-
ger Debatte im Parlament eine
mehrheitsfähige Vorlage auch
die Schlussabstimmung am
kommenden Freitag übersteht.
Auchwennesgerade imStände-
rat vieleunzufriedeneGesichter
gab. Die kleine Kammer wollte
eigentlich mehr Abzugsmög-
lichkeiten und dass auf Zweit-
wohnungen weiterhin Eigen-

mietwert erhoben werden soll.
Die jetzigeVariante isteinklassi-
scher Kompromiss. Er geht ge-
nau so weit, dass selbst Linke
hinter dem Systemwechsel ste-
hen können, und verzichtet auf
die Beibehaltung vieler Abzugs-
möglichkeiten, wie es sich viele
Bürgerlichegewünschthätten. In
erster Linie geht es dem Parla-
ment offensichtlichdarum,dass
der Eigenmietwert abgeschafft
wird.

Aber wer würde am Schluss
profitieren? Die Hypotheken-
Vermittlungsplattform Money-
park hat für CH Media vier Re-

chenbeispiele gemachtmit dem
nun vorgeschlagenen Modell.
Moneypark-CEO Lukas Vogt
kommt zu einem klaren Urteil:
«DiegrossenProfiteurederder-
zeit diskutierten Abschaffung
des Eigenmietwerts sind Rent-
ner,welche ineineralten Immo-
bilie wohnen, die sie damals
günstig gekauft und wo sie ihre
Hypothek mittlerweile stark
amortisiert haben; wo sie nur
nochdasNötigsteanUnterhalts-
arbeitenmachen.»

Bei solchenRentnernkönnte
durch den Wegfall des Eigen-
mietwerts«durchauseinViertel

ihrerSteuerlast»eingespartwer-
den. Daswurde auch in der Par-
lamentsdebatte immer wieder
betont.Eswar teilweisesogardie
Rede von pensionierten Paaren,
diewegendergrossenBelastung
durch den Eigenmietwert ge-
zwungen waren, ihr Eigenheim
zu verkaufen. Demgegenüber
hieltdieRatslinkedagegen,dass
eigentlich nur sehr gut situierte
Rentner über ein beinahe abbe-
zahltes Haus verfügen. Diese
hättenwohlauchgenügendVer-
mögen anhäufen können.

FürdasabsoluteGrosder Im-
mobilienbesitzerändert sich laut

Moneypark kaum etwas. «Für
ErstkäuferunderwerbstätigeIm-
mobilienbesitzende ändert sich
voraussichtlich wenig», sagt
Vogt. ImRechenbeispielbezahlt
das Paar um die 55 unter dem
Strich leicht mehr Steuern, die
Erstkäufer-Familie leicht weni-
ger.«EigenmietwertundAbzüge
hebensichschonheutepraktisch
auf, weshalb durch den Wegfall
des Eigenmietwerts und gleich-
zeitigenWegfall derAbzüge fast
Parität herrscht», so Vogt.

HoheAusfälle fürBundund
Kantone
Durch den Ersterwerbabzug
würdenErstkäufer«ganz leicht»
vonderAbschaffungprofitieren.
DiesenAbzugkönnenallePerso-
nenundFamilien,diezumersten
Maleineselbstbewohnte Immo-
biliekaufen, imerstenSteuerjahr
vornehmen. Auf diesen Passus
im neuen Regelwerk haben sich
dieRäte schon früh geeinigt.

Zu den Verlierern der Ab-
schaffung gehören laut Money-
park «wohlhabende Immobi-
lienbesitzer, welche mehrere
Wohneinheiten besitzen». Im
gerechneten Beispiel werden
rund 5000 Franken zusätzliche
Steuern fällig – allerdings bei
einer bereits heute hohen jährli-
chen Steuerbelastung von über
90’000 Franken. Gesamthaft
rechnetderBundbeieinemZins-
niveau von 1,5 Prozent mit Ein-
nahmeausfällen für Bund, Kan-
tone undGemeinde bei der nun
vorgeschlagenenVariante inder
Höhe von 1,67 Milliarden Fran-
ken. Besonders schmerzhaft ist
derEinschnitt fürdieBergkanto-

ne mit hohem Zweitwohnungs-
anteil.Extra fürsiehatderNatio-
nalrat (der Ständerat behandelt
die Vorlage erst heute) eine Ini-
tiativeausgearbeitet,diedieEin-
führung einer Objektsteuer auf
Zweitliegenschaftenermöglicht.
Diese istmitderAbschaffungdes
Eigenmietwerts verknüpft.

Genau hier liegt der grösste
verbleibendeKnackpunktdieser
Vorlage. Hier braucht es die Zu-
stimmungvonVolkundStänden.
Bereits in der Vernehmlassung
hatten sich zahlreiche Kantone
deutlich gegen einen System-
wechselausgesprochen.Siewol-
len lieber beim jetzigen Modell
bleiben und so ihre Steuerein-
nahmenerhalten.

DieheisseKartoffelwird
weitergegeben
MartinSchmid(FDP/GR)sprach
von«einemextremrisikoreichen
Weg»,dendasParlamentdaein-
schlage.DieAbstimmungwerde
extrem schwierig zu gewinnen,
und er werde sich im Abstim-
mungskampf«vornehmzurück-
halten». Kantonskollege Stefan
Engler (Mitte) sagte:«Wirgeben
damit die heisse Kartoffel ein-
fachweiteransVolk.»Richtigbe-
herzte Fürsprecher gab es im
Ständerat kaum.

Ob das Vorhaben tatsäch-
lich zum Fliegen kommt, muss
sich in dennächstenTagen und
Wochen weisen. Am Ende
droht es der Abschaffung so zu
ergehen wie dem berühmten
Hippigschpängschtli von Peter
Reber. Sie wissen schon: «däm
Gschpängschtli, wo geng alles
abverheit».

Eine medizinische Behandlung in einem Spital wird über eine Fallpauschale abgerechnet. Wer bei Zu-
satzversicherten weitere Kosten abrechnen will, muss zusätzliche Leistungen ausweisen. Bild: Keystone

Wer von der Abschaffung des Eigenmietwerts profitiert
Auswirkungen der Abschaffung des Eigenmietwerts (EMW), wenn gleichzeitig auch der Schuldzins-
abzug und die Unterhaltsabzüge für selbstbewohntes Eigentum fallen sowie bei weitervermieteten
Liegenschaften nur noch Schuldzinsen abzugsfähig sind.

Erstkäufer-
Familie mit
Kindern

Ehepaar kurz
vor der Rente

Pensionier-
tes Ehepaar

Verheiratetes
Paar inWoh-
nungeigener
Liegenschaft

Immobilie Immobilienwert 1'248'000 1'250'000 810'000 6'000'000

Steuerwert 873'600 875'000 567'000 4'000'000

Einkommen
und Vermögen

Einkommen 210'000 145'000 74'700 340'000

Reinvermögen 0 200'000 300'000 6'000'000

Eigenmietwert 22'320 25'200 19'440 18'000
Hypothek Volumen 998'400 541'667 200'000 2'400'000

Zinssatz 2,20% 2,00% 1,50% 2,20%
Zinsen 21'965 10'833 3'000 52'800

Unterhaltskosten 12'480 15'625 5'670 28'500
Steuern Steuern mit EMW 22'194 12'163 9'097 90'647

Steuern ohne EMW 21'694 12'424 6'824 95'442
Steuerersparnis
ohne EMW

500 −261 2'273 −4'795

Quelle: Moneyland


